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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Roland Sauer (Stuttgart), Uta Titze-Stecher und 
Dr. Burkhard Hirsch 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Roland Sauer (Stuttgart), 
Uta Titze-Stecher, Dr. Burkhard Hirsch und weiterer Abgeordneter 
- Drucksache 13/6100 - 


Entwurf eines Gesetzes zum Schutze der Nichtraucher 
(Nichtraucherschutzgesetz - NRSG) 


Der Bundestag wolle beschließen, 


den Gesetzentwurf - Drucksache 13/6100 - wie folgt zu ändern: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Das Rauchen ist verboten 

a) in Gebäuden des Bundes, der Länder, der Kommunen und 
anderer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf- 
fentlichen Rechts, soweit es sich nicht um gastronomische 
Betriebe oder Wohnungen handelt, 

b) in öffentlichen Verkehrsmitteln und Verkehrsanlagen und 

c) in geschlossenen Räumen, in denen sich Beschäftigte im 
Sinne des Arbeitsschutzgesetzes regelmäßig aufhalten, so- 
weit es die Natur der Dienstleistung nach § 618 Abs. 1 BGB 
zuläßt. 

(2) Darüber hinausgehende Bestimmungen über Rauch- 
verbote oder Beschränkungen bleiben unberührt." 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

a) entgegen § 1 Abs. 1 Buchstabe a und b trotz Rauchverbot 
raucht, 
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b) einer Verpflichtung nach den §§ 3 und 4 oder einer Rechts- 
verordnung nach § 5 zuwider handelt, soweit die Rechts- 
verordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Buß geldvor Schrift hinweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann 

a) im Fall von Absatz 1 Buchstabe a mit einer Geldbuße bis 
zu 100 Deutsche Mark, 

b) in den Fällen von Absatz 1 Buchstabe b mit einer Geldbuße 
von 100 bis 5 000 Deutsche Mark geahndet werden. " 


Bonn, den 15. Januar 1998 

Roland Sauer (Stuttgart) 
Uta Titze-Stecher 
Dr. Burkhard Hirsch 


Begründung 

Die öffentliche Anhörung des Ausschuß für Gesundheit am 8. Ok- 
tober 1997 hat gezeigt, daß die gesundheitlichen Gefahren des un- 
freiwilligen Passivrauchens nicht nur gesellschaftlich unterschätzt, 
sondern gerade auch von der Rechtsprechung in ihrem Gesamt- 
ausmaß nicht ausreichend gewürdigt werden. Zahlreiche Gerich- 
te sahen sich in der Vergangenheit außerstande, diese aufgrund 
der Gewaltenteilung eigentlich dem Gesetzgeber zukommende 
Aufgabe zu lösen (Urteil vom 30. April 1993 OLG München). 

Der Gesetzgeber muß darüber entscheiden, wie ernst er die Ge- 
sundheitsgefährdung durch Passivrauchen wertet und welche 
Maßnahmen zum Schutze vor Passivrauchen notwendig und ge- 
eignet sind. Daher wurde während der öffentlichen Anhörung des 
Deutschen Bundestages erneut von medizinischer Seite gesetzge- 
berisches Handeln angemahnt, um einerseits dem unfreiwilligen 
Passivrauchen wirkungsvoll zu begegnen und um andererseits die 
Frage der Gesundheitsschädlichkeit des Passivrauchens zu the- 
matisieren und damit auch diesem Problembereich Gesetzesrang 
zu verleihen, wie dies in der Vergangenheit bei vielen anderen ge- 
sundheitsschädigenden Stoffen geschehen ist. 

Der Gesetzentwurf zum Schutze der Nichtraucher (Drucksache 
13/6100) weist Unklarheiten auf, die im Rahmen der Anhörung zu- 
tage getreten sind. Diese werden mit vorliegendem Änderungs- 
antrag beseitigt. Bemängelt wurde von einzelnen Sachverständi- 
gen die unklare Abgrenzung der Regelungsbereiche des 
Gesetzentwurfs in § 1 (Geltungsbereich). 

In Absatz 1 werden im Änderungsantrag nunmehr durch Aufzäh- 
lung die Regelungsbereiche genauer definiert. Die Ausnahmere- 
gelungen werden aufgrund verschiedentlich vorgetragener Kritik 
deutlicher hervorgehoben. Somit bleiben gastronomische Betrie- 
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be und Privatwohnungen, die sich in öffentlichen Gebäuden be- 
finden, vom Rauchverbot unberührt. 

Der arbeitsrechtliche Aspekt erfährt eine Änderung, indem nicht 
mehr der Arbeitsplatz Anknüpfungspunkt der gesetzlichen Rege- 
lung sein soll, sondern alle geschlossenen Räume, in denen sich 
Beschäftigte im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes aufhalten. Der 
Begriff „Beschäftigte" erstreckt sich somit auf alle Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer, Lehrlinge, arbeitnehmerähnliche Per- 
sonen, Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Solda- 
tinnen und Soldaten sowie in Behindertenwerkstätten beschäftigte 
Personen. 

Nach der Neufassung des § 6 (Ordnungswidrigkeiten) sind die Ar- 
beitnehmer nicht mehr Normadressat einer Bußgeldbewehrung, 
wie dies im ursprünglichen Gesetzentwurf vorgeschlagen wurde. 
Vielmehr ist davon auszugehen, daß betriebsinterne Sariktions- 
mechanismen aktiviert werden können, falls ein Beschäftigter trotz 
Rauchverbot raucht und damit Kolleginnen und Kollegen in ihrer 
Gesundheit schädigt. 
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